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des Abgeordneten Wabl, Freunde und Freundinnen 

an den Bundesminister für Justiz 

betreffend Grazer Altstadterhaltungsgesetz und Verdacht auf Amtsmißbrauch 

Das Grazer Altstadterhaltungsgesetz dient sowohl dem Erhalt der alten Bausubstanz 
der Stadt und damit dem äußeren Erscheinungsbild als auch dem Erhalt eines 
lebendigen Stadtlebens. Bedroht ist diese Lebendigkeit auch durch eine ausschließliche 
Nutzung des Stadtkerns durch Banken, Versicherungen, Kaufuäuser, Hotels etc., da 
abends und am Wochenende derartige Stadtviertel zu Freilichtmuseen werden. 

Die besten Gesetze bleiben jedoch bloß "unehrliche Bekenntnisschriften 11 zur 
Befriedigung "hoffnungsloser" Idealisten, wenn die gesetzlichen Anordnungen von 
den Verwaltungsbehörden und Bürger/innen nicht beachtet werden und solche 
Rechtswidrigkeiten ohne Sanktionen bleiben. Zuweilen scheinen Verwaltungsgesetze 
nur als Zugewinn an Amtsgewalt verstanden zu werden, die nach Belieben und oft 
auch mißbräuchlich ausgeübt wird. Dem entgegenzutreten sind die lustizbehörden 
berufen und kommt ihnen daher höchste Verantwortlichkeit zu. 

In Zusammenhang mit dem Bauverfahren betreffend die U mbau- und 
Generalsanierungsmaßnahmen bei den Häusern Sporgasse Nr. 18 und 20 , 8010 Graz 
wurde gegen Vizebgm. Edegger von seiten eines betroffenen Mieters und 
Gemeinderäten der Verdacht auf Amtsmißbrauch vorgebracht. Es wurde eine 
Strafanzeige erstattet, die bei der Staatsanwaltschaft Graz am 12. August 1991 
einlangte (lOSt 4518/91). Am 7. 11. 1991 erfolgte die Benachrichtigung über die 
Zurücklegung der Strafanzeige, am 21. 11. 1991 wurden auf Antrag des betroffenen 
Mieters die Einstellungsgründe schriftlich bekanntgegeben. 

Vizebgm. Edegger wird der Vorwurf gemacht, versucht zu haben, die Notwendigkeit 
eines Widmungsverfahrens für gegenständliche Baumaßnahmen wissentlich 
übergangen zu haben und damit auch eine Schädigung der Mieter der betreffenden 
Häuser in Kauf genommen zu haben. Schon aus den Einreichplänen sei 
hervorgegangen, daß der Widmung des Hauses Sporgasse 18 als Wohnhaus (mit 
Ausnahme von Räumlichkeiten im Parterre) durch den beabsichtigten Umbau, der das 
Gebäude einer vorwiegenden Nutzung zu Geschäftszwecken zuführen wird, 
widersprochen wird. Damit sei beabsichtigt gewesen, die Mieter ihrer 
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Mitspracherechte in den betreffenden Verfahren zu berauben und bewußt eine für den 
Konsenswerber günstigere Position zu schaffen: 

"Vom Herrn Bürgermeisterstellvertreter Erich Edegger wurde dem Unterfertigten (Dipl.Ing. Gipser) 
die mündliche Weisung erteilt, für das gegenständliche Bauansuchen ohne vorausgegangenes 
Widmungsverfahren einen positiven Bescheidentwurf auszuarbeiten und vorzulegen, soferne alle 
anderen Voraussetzungen dafür gegeben sind. Es ergebt daher der Auftrag zur entsprechenden 
Vorgangsweise ... 

Vizebgm. Edegger verwantwortete sich gegenüber der Staatsanwaltschaft und dem 
Gemeiderat damit, daß er im Zeitpunkt der Weisung davon ausging, daß es sich um 
eine bloße Glasüberdachung handle. Es hätte sich erst später herausgestellt, daß eine 
gänzliche Überbauung geplant sei. Durch die Bauordnungsnovelle 1988 (LGBI 
1989/14)sei zudem für geringfügige Bauführungen die Widmungsbewilligung 
entfallen. Dem ist zu erwidern, daß die Bauordnung - und dies ist in Verbindung mit 
dem Altstadterhaltungsgesetz von besonderem Gewicht auch auf die 
Nutzungsänderung und nicht bloß auf die Baumaßnahmen abstellt. Die 
Nutzungsänderung hat sich klar aus den Einreichplänen ergeben, diese lagen 
naturgemäß vor Erteilung der Weisung vor. Die angesprochene Bauordnungsnovelle 
läßt für bestimmte Bauführungen lediglich bei Einreichen des 
Baugenehmigungsansuchen den "Nachweis der Widmung" entfallen, daraus kann 
keinesfalls geschlossen werden, daß das Erfordernis der Widmungsgemäßheit entfallt. 

"(2) Die Pflicht zum Nachweis der Widmung entfällt bei Bauführungen nach § 57 Abs.l Iit.c bis h, bei 
allen Bauten vorübergehenden Bestandes (§ 62 Abs.4) , für Gartenhäuser, Kleingewächshäuser, 
Gerätehütten, Holzlagen, Wartehäuser, Plakattafeln, elektrische Verteilungsanlagen und kleinere 
sakrale Bauten. " 

Die Staatsanwaltschaft hat es unseres Erachtens unterlassen, die Verantwortung des 
Verdächtigten auf ihre Stichhaltigkeit zu überprüfen. Aus diesem Grunde stellen die 
unterfertigten Abgeordneten an den Bundesminister für Justiz folgende 

ANFRAGE: 

Teilt das Bundesministerium für Justiz die Auffassung der Staatsanwaltschaft Graz, 
daß· die gepflogenen Erhebungen ausreichend waren und die Strafanzeige gegen 
Vizebgm. Edegger in der causa Sporgasse Nr. 18/20 zurückzulegen war? 
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